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Urlaubsland Österreich soll jünger werden
Die Generation der 15- bis 30-jährigen Europäer ist reisefreudig. Davon will auch Österreich mehr profitieren.

BIRGITTA SCHÖRGHOFER

SALZBURG.Sie sind nicht so viele wie
die Babyboomer. Allerdings zählen
die 15- bis 30-Jährigen der Gen Z, die
zwischen 1995 und 2012 geboren
wurden, zu den reiseaktivsten Ziel-
gruppen Europas. Rund 48 Mill.
Menschen dieser jungen, reisefreu-
digen Menschen leben laut jüngster
ÖW-Studie in den neun wichtigsten
Herkunftsmärkten Österreichs –
von Dänemark über Deutschland
und die Niederlande bis hin zu
Großbritannien. Wobei fast 90 Pro-
zent der Jungen vor allem im Som-
mer verreisen. Für Reisen im Winter
schätzt die Gen Z laut jüngster ÖW-
Potenzialstudie ihre verfügbaren fi-
nanziellen Mittel und Zeitressour-
cen weit geringer ein – nur 43 Pro-
zent haben die Möglichkeit dafür.

An die Reiselust der Jungen will
Österreichs Tourismus jetzt stärker
andocken. Aufzuholen gibt es eini-

ges. Bei den geplanten Reisezielen
im Sommer liegt Österreich im Be-
liebtheitsranking der Jungen nur
auf Platz 15. Die Spitzenplätze neh-
men Italien, Spanien, Deutschland,
Frankreich und Griechenland ein.
Die Lust aufs Mittelmeer, aber auch
auf Fernreisen ist überdurch-
schnittlich groß. Allerdings: Urlaub
in den Bergen gewinnt bei den Jun-
gen an Bedeutung. Bei den Bergzie-
len im Sommer landet Österreich
hinter Norditalien auf Platz zwei.

Die jungen Reisenden suchen
laut ÖW-Studie verstärkt nach au-
thentischen, aktiven und erlebnis-

orientierten Angeboten. Und sie
sind spontan. Rund 50 Prozent pla-
nen ihre Reisen erst innerhalb der
letzten Wochen vor Abreise. Die
Reiseentscheidungen werden be-
sonders stark aus dem persönlichen
Umfeld, sozialen Medien und digi-
talen Inhalten beeinflusst.

„Die Gäste von morgen entschei-
den anders als die Gäste von ges-
tern“, betonte ÖW-Chefin Astrid
Steharnig-Staudinger am Dienstag
bei der Studienpräsentation anläss-

lich des Österreichischen Touris-
mustags (ÖTT) in Wien. Die Stärken
Österreichs als Urlaubsland müss-
ten für neue Zielgruppen noch bes-
ser sichtbar werden, eine eigene KI-
Strategie für den heimischen Tou-
rismus soll helfen. In einzelnen
Märkten nutzten bereits mehr als
40 Prozent der Reisenden KI-An-
wendungen für Inspiration, Pla-
nung oder während der Reise, so die
ÖW-Chefin. Man werde die Qualität
und Verlässlichkeit touristischer

Daten deshalb stärker in den Fokus
rücken und die Kommunikations-
strategien in Richtung junger Rei-
sender anpassen.

Mit welchen Verkehrsmitteln die
jungen Europäer im Sommer verrei-
sen? Mehr als 60 Prozent planen
eine Flugreise, die Hälfte will mit
dem Auto fahren, 27 Prozent liebäu-
geln mit einer Bahnreise. Am ehes-
ten gespart wird bei der Art der Un-
terkunft und dem Besuch im Res-
taurant oder Kaffeehaus.

„Gäste von
morgen
entscheiden
anders.“
Astrid Steharnig-
Staudinger, ÖW

Michael Baminger will
als neuer oberster
Lobbyist der Branche
die Energiewende
voranbringen. Für die
Kunden und Kundinnen
ist der Preis nun
prioritär.

MONIKA GRAF

WIEN. In Oberösterreich und Salz-
burg muss man Michael Baminger
nicht mehr vorstellen. Der 43-jähri-
ge gebürtige Welser ist seit 20 Jah-
ren in der Energiewirtschaft tätig,
war Vertriebschef in der Energie
AG, bevor er 2023 Vorstandsspre-
cher der Salzburg AG wurde. Seit
Montag ist er auch Präsident von
Oesterreichs Energie und damit Ge-
sicht und Stimme der heimischen
Stromwirtschaft nach außen. Nach
der „Stabilisierung“, die in der Co-
ronapandemie und in der Versor-
gungskrise nach Russlands Angriff
auf die Ukraine 2022 notwendig
war, verordnet er seiner Branche
mehr Tempo beim Ausbau von
Wasser-, Sonnen- und Windkraft
sowie Netzen und Speichern.

„Wir wollen den Krisenmodus
hinter uns lassen“, sagt er am
Dienstag bei seinem ersten Auftritt
in der neuen Funktion in Wien. Es
reiche nicht, Szenarien für die
Energiezukunft auf dem Papier zu
zeichnen, jetzt müsse die Umset-
zung folgen. „Würden Zielsetzun-
gen Strom erzeugen, wären wir mit
der Transformation schon fertig.“
Die Voraussetzungen für den Um-
bau hat der Gesetzgeber aus Sicht
von Oesterreichs Energie mit
dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz
(ElWG) und vor allem mit dem ver-
gangene Woche verabschiedeten
Erneuerbaren-Ausbau-Beschleuni-
gungsgesetz (EABG) geschaffen.

Auch in der Bevölkerung ortet
der neue Branchensprecher mehr
Unterstützung für die größte Trans-
formation des Energiesystems. Das
zeige die jüngste repräsentative
Umfrage von Gallup im Auftrag von
Öesterreichs Energie. Demnach hal-
ten 57 Prozent der Befragten einen
Ausbau der Stromleitungen für nö-
tig, verglichen mit 47 Prozent 2025.
Zusätzliche Erzeugung halten sogar
67 Prozent für erforderlich – eben-
falls deutlich mehr als in den ver-

gangenen drei Jahren –, wobei fast
40 Prozent den Fortgang für zu
langsam halten. Bevorzugt wird
nach wie vor Wasserkraft (83 Pro-
zent) vor Photovoltaik (PV) und Ge-
othermie (77 Prozent) und Wind-
kraft (69 Prozent).

Bei der Akzeptanz der Windener-
gie sei viel passiert, betont Bamin-
ger. „Auch in Salzburg sehen wir,
dass die Leute sagen, es muss etwas
gemacht werden.“ Den Interessen-
konflikten müsse sich die E-Wirt-
schaft stellen, es werde trotz Bür-
gerversammlungen und größtmög-
licher Information Menschen ge-
ben, denen Windräder nicht gefal-
len. Das Thema dürfe man „nicht
verniedlichen“.

Erstmals steht nach den Krisen-
jahren „Leistbarkeit“ an der Spitze
der Erwartungen an die E-Wirt-
schaft, noch vor Versorgungssi-

cherheit. Baminger führt das auf die
hohe Zuverlässigkeit der österrei-
chischen Stromversorgung zurück.
Zudem habe es mit den Marktver-
werfungen der vergangenen Jahre
und den jüngsten Preissenkungen
in der ganzen Branche zu tun.

Günstigere Preise – speziell ab
2027 für die Industrie – und zu-
gleich extrem hohe Investitionen
und immer neue regulatorische
Eingriffe sind seiner Ansicht nach
nicht dauerhaft gleichzeitig dar-
stellbar.

Baminger fordert unter anderem
mehr Transparenz und Flexibilität
bei Stromverträgen und -rechnun-
gen. Sie müsse so gestaltet sein,
dass Kunden Einsparungspotenzia-

le deutlich werden und die Beweg-
lichkeit bei der Wahl von Anbietern
erhöht werde. Dass die Energiever-
sorger den Industriestrompreis
durch geänderte Abschreibungsre-
geln gegenfinanzieren müssen,
sieht Baminger pragmatisch. „Wir
haben hier eine gewisse Resilienz
entwickelt“, sagt er, die Lösung sei
jedenfalls deutlich besser als die –
ebenfalls diskutierte – Einführung
eines Wasserzinses.

Baminger ist für drei Jahre als
Präsident von Oesterreichs Energie
bestellt. Die vergangenen zwei Pe-
rioden hat Verbund-Chef Michael
Strugl als oberster Branchenspre-
cher fungiert. Ihm könnte Bamin-
ger, glaubt man Branchengerüch-
ten, auch an der Spitze von Öster-
reichs größtem Stromkonzern
nachfolgen. Strugls Vertrag läuft
noch bis 2028.

Oesterreichs-Energie-PräsidentMichael Baminger: „Wir wollen Krisenmodus hinter uns lassen.“

WIEN. Vor fünf Monaten hat die
Regierung ihre Industriestrategie
vorgelegt, mit der Österreich die
Abwanderung von Unterneh-
men stoppen und wieder unter
die zehn Top-Industrieländer
der Welt aufsteigen soll. Am
Dienstag hat die Regierung eine
erste Zwischenbilanz zur Umset-
zung der damals angekündigten
117 Maßnahmen gezogen. Ein
gutes Drittel davon sei bereits in
Kraft, hieß es. Weitere Maßnah-
men wurden am Dienstag auf
den Weg gebracht: Das Wirt-
schaftsministerium hat den ers-
ten Teil eines Schlüsseltechnolo-
gie-Beschleunigungsgesetzes in
Begutachtung geschickt, das –
ähnlich wie für erneuerbare
Energie – Genehmigungen von
Projekten in der Umwelttechno-
logie beschleunigen soll. Pro
Bundesland ist eine Ansprech-
stelle geplant. Eingeführt wird
zudem die Kategorie strategi-
scher Projekte, denen eine
„überragendes öffentliches Inte-
resse“ zugestanden wird. Neu ist
auch eine Förderschiene für Pi-
lotanlagen in den neun Schlüs-
seltechnologien. mg

Vorrang für
„saubere“
Technologien
Gesetz soll Projekte in
Schlüsseltechnologien
beschleunigen.

Neuer Vorstand
für Aufsicht des
Finanzmarktes
WIEN. Die Nationalbank (OeNB)
hat mit Oliver Schütz einen neu-
en Co-Vorstand für die Doppel-
spitze der Finanzmarktaufsicht
(FMA) nominiert. Schütz ist ak-
tuell Bereichsleiter Bankenab-
wicklung in der FMA und soll per
1. November Helmut Ettl an der
FMA-Spitze ersetzen, wie die
OeNB am Dienstag mitteilte. Ettl,
der die Behörde zurzeit mit Co-
Vorständin Mariana Kühnel lei-
tet, soll als Exekutivdirektor zum
Internationalen Währungsfonds
(IWF) wechseln. SN,APA
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„Wir brauchenmehr
Tempo beim Ausbau“

Der Preis ist
das Wichtigste
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Dienstag bei seinem ersten Auftritt
in der neuen Funktion in Wien. Es
reiche nicht, Szenarien für die
Energiezukunft auf dem Papier zu
zeichnen, jetzt müsse die Umset-
zung folgen. „Würden Zielsetzun-
gen Strom erzeugen, wären wir mit
der Transformation schon fertig.“
Die Voraussetzungen für den Um-
bau hat der Gesetzgeber aus Sicht
von Oesterreichs Energie mit
dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz
(ElWG) und vor allem mit dem ver-
gangene Woche verabschiedeten
Erneuerbaren-Ausbau-Beschleuni-
gungsgesetz (EABG) geschaffen.

Auch in der Bevölkerung ortet
der neue Branchensprecher mehr
Unterstützung für die größte Trans-
formation des Energiesystems. Das
zeige die jüngste repräsentative
Umfrage von Gallup im Auftrag von
Öesterreichs Energie. Demnach hal-
ten 57 Prozent der Befragten einen
Ausbau der Stromleitungen für nö-
tig, verglichen mit 47 Prozent 2025.
Zusätzliche Erzeugung halten sogar
67 Prozent für erforderlich – eben-
falls deutlich mehr als in den ver-

gangenen drei Jahren –, wobei fast
40 Prozent den Fortgang für zu
langsam halten. Bevorzugt wird
nach wie vor Wasserkraft (83 Pro-
zent) vor Photovoltaik (PV) und Ge-
othermie (77 Prozent) und Wind-
kraft (69 Prozent).

Bei der Akzeptanz der Windener-
gie sei viel passiert, betont Bamin-
ger. „Auch in Salzburg sehen wir,
dass die Leute sagen, es muss etwas
gemacht werden.“ Den Interessen-
konflikten müsse sich die E-Wirt-
schaft stellen, es werde trotz Bür-
gerversammlungen und größtmög-
licher Information Menschen ge-
ben, denen Windräder nicht gefal-
len. Das Thema dürfe man „nicht
verniedlichen“.

Erstmals steht nach den Krisen-
jahren „Leistbarkeit“ an der Spitze
der Erwartungen an die E-Wirt-
schaft, noch vor Versorgungssi-

cherheit. Baminger führt das auf die
hohe Zuverlässigkeit der österrei-
chischen Stromversorgung zurück.
Zudem habe es mit den Marktver-
werfungen der vergangenen Jahre
und den jüngsten Preissenkungen
in der ganzen Branche zu tun.

Günstigere Preise – speziell ab
2027 für die Industrie – und zu-
gleich extrem hohe Investitionen
und immer neue regulatorische
Eingriffe sind seiner Ansicht nach
nicht dauerhaft gleichzeitig dar-
stellbar.

Baminger fordert unter anderem
mehr Transparenz und Flexibilität
bei Stromverträgen und -rechnun-
gen. Sie müsse so gestaltet sein,
dass Kunden Einsparungspotenzia-

le deutlich werden und die Beweg-
lichkeit bei der Wahl von Anbietern
erhöht werde. Dass die Energiever-
sorger den Industriestrompreis
durch geänderte Abschreibungsre-
geln gegenfinanzieren müssen,
sieht Baminger pragmatisch. „Wir
haben hier eine gewisse Resilienz
entwickelt“, sagt er, die Lösung sei
jedenfalls deutlich besser als die –
ebenfalls diskutierte – Einführung
eines Wasserzinses.

Baminger ist für drei Jahre als
Präsident von Oesterreichs Energie
bestellt. Die vergangenen zwei Pe-
rioden hat Verbund-Chef Michael
Strugl als oberster Branchenspre-
cher fungiert. Ihm könnte Bamin-
ger, glaubt man Branchengerüch-
ten, auch an der Spitze von Öster-
reichs größtem Stromkonzern
nachfolgen. Strugls Vertrag läuft
noch bis 2028.

Oesterreichs-Energie-PräsidentMichael Baminger: „Wir wollen Krisenmodus hinter uns lassen.“

WIEN. Vor fünf Monaten hat die
Regierung ihre Industriestrategie
vorgelegt, mit der Österreich die
Abwanderung von Unterneh-
men stoppen und wieder unter
die zehn Top-Industrieländer
der Welt aufsteigen soll. Am
Dienstag hat die Regierung eine
erste Zwischenbilanz zur Umset-
zung der damals angekündigten
117 Maßnahmen gezogen. Ein
gutes Drittel davon sei bereits in
Kraft, hieß es. Weitere Maßnah-
men wurden am Dienstag auf
den Weg gebracht: Das Wirt-
schaftsministerium hat den ers-
ten Teil eines Schlüsseltechnolo-
gie-Beschleunigungsgesetzes in
Begutachtung geschickt, das –
ähnlich wie für erneuerbare
Energie – Genehmigungen von
Projekten in der Umwelttechno-
logie beschleunigen soll. Pro
Bundesland ist eine Ansprech-
stelle geplant. Eingeführt wird
zudem die Kategorie strategi-
scher Projekte, denen eine
„überragendes öffentliches Inte-
resse“ zugestanden wird. Neu ist
auch eine Förderschiene für Pi-
lotanlagen in den neun Schlüs-
seltechnologien. mg

Vorrang für
„saubere“
Technologien
Gesetz soll Projekte in
Schlüsseltechnologien
beschleunigen.

Neuer Vorstand
für Aufsicht des
Finanzmarktes
WIEN. Die Nationalbank (OeNB)
hat mit Oliver Schütz einen neu-
en Co-Vorstand für die Doppel-
spitze der Finanzmarktaufsicht
(FMA) nominiert. Schütz ist ak-
tuell Bereichsleiter Bankenab-
wicklung in der FMA und soll per
1. November Helmut Ettl an der
FMA-Spitze ersetzen, wie die
OeNB am Dienstag mitteilte. Ettl,
der die Behörde zurzeit mit Co-
Vorständin Mariana Kühnel lei-
tet, soll als Exekutivdirektor zum
Internationalen Währungsfonds
(IWF) wechseln. SN,APA
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„Wir brauchenmehr
Tempo beim Ausbau“

Der Preis ist
das Wichtigste

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer mischa-office - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

MITTWOCH, 17. JUNI 2026 WIRTSCHAFT 15

Urlaubsland Österreich soll jünger werden
Die Generation der 15- bis 30-jährigen Europäer ist reisefreudig. Davon will auch Österreich mehr profitieren.

BIRGITTA SCHÖRGHOFER

SALZBURG.Sie sind nicht so viele wie
die Babyboomer. Allerdings zählen
die 15- bis 30-Jährigen der Gen Z, die
zwischen 1995 und 2012 geboren
wurden, zu den reiseaktivsten Ziel-
gruppen Europas. Rund 48 Mill.
Menschen dieser jungen, reisefreu-
digen Menschen leben laut jüngster
ÖW-Studie in den neun wichtigsten
Herkunftsmärkten Österreichs –
von Dänemark über Deutschland
und die Niederlande bis hin zu
Großbritannien. Wobei fast 90 Pro-
zent der Jungen vor allem im Som-
mer verreisen. Für Reisen im Winter
schätzt die Gen Z laut jüngster ÖW-
Potenzialstudie ihre verfügbaren fi-
nanziellen Mittel und Zeitressour-
cen weit geringer ein – nur 43 Pro-
zent haben die Möglichkeit dafür.

An die Reiselust der Jungen will
Österreichs Tourismus jetzt stärker
andocken. Aufzuholen gibt es eini-

ges. Bei den geplanten Reisezielen
im Sommer liegt Österreich im Be-
liebtheitsranking der Jungen nur
auf Platz 15. Die Spitzenplätze neh-
men Italien, Spanien, Deutschland,
Frankreich und Griechenland ein.
Die Lust aufs Mittelmeer, aber auch
auf Fernreisen ist überdurch-
schnittlich groß. Allerdings: Urlaub
in den Bergen gewinnt bei den Jun-
gen an Bedeutung. Bei den Bergzie-
len im Sommer landet Österreich
hinter Norditalien auf Platz zwei.

Die jungen Reisenden suchen
laut ÖW-Studie verstärkt nach au-
thentischen, aktiven und erlebnis-

orientierten Angeboten. Und sie
sind spontan. Rund 50 Prozent pla-
nen ihre Reisen erst innerhalb der
letzten Wochen vor Abreise. Die
Reiseentscheidungen werden be-
sonders stark aus dem persönlichen
Umfeld, sozialen Medien und digi-
talen Inhalten beeinflusst.

„Die Gäste von morgen entschei-
den anders als die Gäste von ges-
tern“, betonte ÖW-Chefin Astrid
Steharnig-Staudinger am Dienstag
bei der Studienpräsentation anläss-

lich des Österreichischen Touris-
mustags (ÖTT) in Wien. Die Stärken
Österreichs als Urlaubsland müss-
ten für neue Zielgruppen noch bes-
ser sichtbar werden, eine eigene KI-
Strategie für den heimischen Tou-
rismus soll helfen. In einzelnen
Märkten nutzten bereits mehr als
40 Prozent der Reisenden KI-An-
wendungen für Inspiration, Pla-
nung oder während der Reise, so die
ÖW-Chefin. Man werde die Qualität
und Verlässlichkeit touristischer

Daten deshalb stärker in den Fokus
rücken und die Kommunikations-
strategien in Richtung junger Rei-
sender anpassen.

Mit welchen Verkehrsmitteln die
jungen Europäer im Sommer verrei-
sen? Mehr als 60 Prozent planen
eine Flugreise, die Hälfte will mit
dem Auto fahren, 27 Prozent liebäu-
geln mit einer Bahnreise. Am ehes-
ten gespart wird bei der Art der Un-
terkunft und dem Besuch im Res-
taurant oder Kaffeehaus.

„Gäste von
morgen
entscheiden
anders.“
Astrid Steharnig-
Staudinger, ÖW

Michael Baminger will
als neuer oberster
Lobbyist der Branche
die Energiewende
voranbringen. Für die
Kunden und Kundinnen
ist der Preis nun
prioritär.

MONIKA GRAF

WIEN. In Oberösterreich und Salz-
burg muss man Michael Baminger
nicht mehr vorstellen. Der 43-jähri-
ge gebürtige Welser ist seit 20 Jah-
ren in der Energiewirtschaft tätig,
war Vertriebschef in der Energie
AG, bevor er 2023 Vorstandsspre-
cher der Salzburg AG wurde. Seit
Montag ist er auch Präsident von
Oesterreichs Energie und damit Ge-
sicht und Stimme der heimischen
Stromwirtschaft nach außen. Nach
der „Stabilisierung“, die in der Co-
ronapandemie und in der Versor-
gungskrise nach Russlands Angriff
auf die Ukraine 2022 notwendig
war, verordnet er seiner Branche
mehr Tempo beim Ausbau von
Wasser-, Sonnen- und Windkraft
sowie Netzen und Speichern.

„Wir wollen den Krisenmodus
hinter uns lassen“, sagt er am
Dienstag bei seinem ersten Auftritt
in der neuen Funktion in Wien. Es
reiche nicht, Szenarien für die
Energiezukunft auf dem Papier zu
zeichnen, jetzt müsse die Umset-
zung folgen. „Würden Zielsetzun-
gen Strom erzeugen, wären wir mit
der Transformation schon fertig.“
Die Voraussetzungen für den Um-
bau hat der Gesetzgeber aus Sicht
von Oesterreichs Energie mit
dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz
(ElWG) und vor allem mit dem ver-
gangene Woche verabschiedeten
Erneuerbaren-Ausbau-Beschleuni-
gungsgesetz (EABG) geschaffen.

Auch in der Bevölkerung ortet
der neue Branchensprecher mehr
Unterstützung für die größte Trans-
formation des Energiesystems. Das
zeige die jüngste repräsentative
Umfrage von Gallup im Auftrag von
Öesterreichs Energie. Demnach hal-
ten 57 Prozent der Befragten einen
Ausbau der Stromleitungen für nö-
tig, verglichen mit 47 Prozent 2025.
Zusätzliche Erzeugung halten sogar
67 Prozent für erforderlich – eben-
falls deutlich mehr als in den ver-

gangenen drei Jahren –, wobei fast
40 Prozent den Fortgang für zu
langsam halten. Bevorzugt wird
nach wie vor Wasserkraft (83 Pro-
zent) vor Photovoltaik (PV) und Ge-
othermie (77 Prozent) und Wind-
kraft (69 Prozent).

Bei der Akzeptanz der Windener-
gie sei viel passiert, betont Bamin-
ger. „Auch in Salzburg sehen wir,
dass die Leute sagen, es muss etwas
gemacht werden.“ Den Interessen-
konflikten müsse sich die E-Wirt-
schaft stellen, es werde trotz Bür-
gerversammlungen und größtmög-
licher Information Menschen ge-
ben, denen Windräder nicht gefal-
len. Das Thema dürfe man „nicht
verniedlichen“.

Erstmals steht nach den Krisen-
jahren „Leistbarkeit“ an der Spitze
der Erwartungen an die E-Wirt-
schaft, noch vor Versorgungssi-

cherheit. Baminger führt das auf die
hohe Zuverlässigkeit der österrei-
chischen Stromversorgung zurück.
Zudem habe es mit den Marktver-
werfungen der vergangenen Jahre
und den jüngsten Preissenkungen
in der ganzen Branche zu tun.

Günstigere Preise – speziell ab
2027 für die Industrie – und zu-
gleich extrem hohe Investitionen
und immer neue regulatorische
Eingriffe sind seiner Ansicht nach
nicht dauerhaft gleichzeitig dar-
stellbar.

Baminger fordert unter anderem
mehr Transparenz und Flexibilität
bei Stromverträgen und -rechnun-
gen. Sie müsse so gestaltet sein,
dass Kunden Einsparungspotenzia-

le deutlich werden und die Beweg-
lichkeit bei der Wahl von Anbietern
erhöht werde. Dass die Energiever-
sorger den Industriestrompreis
durch geänderte Abschreibungsre-
geln gegenfinanzieren müssen,
sieht Baminger pragmatisch. „Wir
haben hier eine gewisse Resilienz
entwickelt“, sagt er, die Lösung sei
jedenfalls deutlich besser als die –
ebenfalls diskutierte – Einführung
eines Wasserzinses.

Baminger ist für drei Jahre als
Präsident von Oesterreichs Energie
bestellt. Die vergangenen zwei Pe-
rioden hat Verbund-Chef Michael
Strugl als oberster Branchenspre-
cher fungiert. Ihm könnte Bamin-
ger, glaubt man Branchengerüch-
ten, auch an der Spitze von Öster-
reichs größtem Stromkonzern
nachfolgen. Strugls Vertrag läuft
noch bis 2028.

Oesterreichs-Energie-PräsidentMichael Baminger: „Wir wollen Krisenmodus hinter uns lassen.“

WIEN. Vor fünf Monaten hat die
Regierung ihre Industriestrategie
vorgelegt, mit der Österreich die
Abwanderung von Unterneh-
men stoppen und wieder unter
die zehn Top-Industrieländer
der Welt aufsteigen soll. Am
Dienstag hat die Regierung eine
erste Zwischenbilanz zur Umset-
zung der damals angekündigten
117 Maßnahmen gezogen. Ein
gutes Drittel davon sei bereits in
Kraft, hieß es. Weitere Maßnah-
men wurden am Dienstag auf
den Weg gebracht: Das Wirt-
schaftsministerium hat den ers-
ten Teil eines Schlüsseltechnolo-
gie-Beschleunigungsgesetzes in
Begutachtung geschickt, das –
ähnlich wie für erneuerbare
Energie – Genehmigungen von
Projekten in der Umwelttechno-
logie beschleunigen soll. Pro
Bundesland ist eine Ansprech-
stelle geplant. Eingeführt wird
zudem die Kategorie strategi-
scher Projekte, denen eine
„überragendes öffentliches Inte-
resse“ zugestanden wird. Neu ist
auch eine Förderschiene für Pi-
lotanlagen in den neun Schlüs-
seltechnologien. mg

Vorrang für
„saubere“
Technologien
Gesetz soll Projekte in
Schlüsseltechnologien
beschleunigen.

Neuer Vorstand
für Aufsicht des
Finanzmarktes
WIEN. Die Nationalbank (OeNB)
hat mit Oliver Schütz einen neu-
en Co-Vorstand für die Doppel-
spitze der Finanzmarktaufsicht
(FMA) nominiert. Schütz ist ak-
tuell Bereichsleiter Bankenab-
wicklung in der FMA und soll per
1. November Helmut Ettl an der
FMA-Spitze ersetzen, wie die
OeNB am Dienstag mitteilte. Ettl,
der die Behörde zurzeit mit Co-
Vorständin Mariana Kühnel lei-
tet, soll als Exekutivdirektor zum
Internationalen Währungsfonds
(IWF) wechseln. SN,APA
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„Wir brauchenmehr
Tempo beim Ausbau“

Der Preis ist
das Wichtigste
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Urlaubsland Österreich soll jünger werden
Die Generation der 15- bis 30-jährigen Europäer ist reisefreudig. Davon will auch Österreich mehr profitieren.

BIRGITTA SCHÖRGHOFER

SALZBURG.Sie sind nicht so viele wie
die Babyboomer. Allerdings zählen
die 15- bis 30-Jährigen der Gen Z, die
zwischen 1995 und 2012 geboren
wurden, zu den reiseaktivsten Ziel-
gruppen Europas. Rund 48 Mill.
Menschen dieser jungen, reisefreu-
digen Menschen leben laut jüngster
ÖW-Studie in den neun wichtigsten
Herkunftsmärkten Österreichs –
von Dänemark über Deutschland
und die Niederlande bis hin zu
Großbritannien. Wobei fast 90 Pro-
zent der Jungen vor allem im Som-
mer verreisen. Für Reisen im Winter
schätzt die Gen Z laut jüngster ÖW-
Potenzialstudie ihre verfügbaren fi-
nanziellen Mittel und Zeitressour-
cen weit geringer ein – nur 43 Pro-
zent haben die Möglichkeit dafür.

An die Reiselust der Jungen will
Österreichs Tourismus jetzt stärker
andocken. Aufzuholen gibt es eini-

ges. Bei den geplanten Reisezielen
im Sommer liegt Österreich im Be-
liebtheitsranking der Jungen nur
auf Platz 15. Die Spitzenplätze neh-
men Italien, Spanien, Deutschland,
Frankreich und Griechenland ein.
Die Lust aufs Mittelmeer, aber auch
auf Fernreisen ist überdurch-
schnittlich groß. Allerdings: Urlaub
in den Bergen gewinnt bei den Jun-
gen an Bedeutung. Bei den Bergzie-
len im Sommer landet Österreich
hinter Norditalien auf Platz zwei.

Die jungen Reisenden suchen
laut ÖW-Studie verstärkt nach au-
thentischen, aktiven und erlebnis-

orientierten Angeboten. Und sie
sind spontan. Rund 50 Prozent pla-
nen ihre Reisen erst innerhalb der
letzten Wochen vor Abreise. Die
Reiseentscheidungen werden be-
sonders stark aus dem persönlichen
Umfeld, sozialen Medien und digi-
talen Inhalten beeinflusst.

„Die Gäste von morgen entschei-
den anders als die Gäste von ges-
tern“, betonte ÖW-Chefin Astrid
Steharnig-Staudinger am Dienstag
bei der Studienpräsentation anläss-

lich des Österreichischen Touris-
mustags (ÖTT) in Wien. Die Stärken
Österreichs als Urlaubsland müss-
ten für neue Zielgruppen noch bes-
ser sichtbar werden, eine eigene KI-
Strategie für den heimischen Tou-
rismus soll helfen. In einzelnen
Märkten nutzten bereits mehr als
40 Prozent der Reisenden KI-An-
wendungen für Inspiration, Pla-
nung oder während der Reise, so die
ÖW-Chefin. Man werde die Qualität
und Verlässlichkeit touristischer

Daten deshalb stärker in den Fokus
rücken und die Kommunikations-
strategien in Richtung junger Rei-
sender anpassen.

Mit welchen Verkehrsmitteln die
jungen Europäer im Sommer verrei-
sen? Mehr als 60 Prozent planen
eine Flugreise, die Hälfte will mit
dem Auto fahren, 27 Prozent liebäu-
geln mit einer Bahnreise. Am ehes-
ten gespart wird bei der Art der Un-
terkunft und dem Besuch im Res-
taurant oder Kaffeehaus.

„Gäste von
morgen
entscheiden
anders.“
Astrid Steharnig-
Staudinger, ÖW

Michael Baminger will
als neuer oberster
Lobbyist der Branche
die Energiewende
voranbringen. Für die
Kunden und Kundinnen
ist der Preis nun
prioritär.

MONIKA GRAF

WIEN. In Oberösterreich und Salz-
burg muss man Michael Baminger
nicht mehr vorstellen. Der 43-jähri-
ge gebürtige Welser ist seit 20 Jah-
ren in der Energiewirtschaft tätig,
war Vertriebschef in der Energie
AG, bevor er 2023 Vorstandsspre-
cher der Salzburg AG wurde. Seit
Montag ist er auch Präsident von
Oesterreichs Energie und damit Ge-
sicht und Stimme der heimischen
Stromwirtschaft nach außen. Nach
der „Stabilisierung“, die in der Co-
ronapandemie und in der Versor-
gungskrise nach Russlands Angriff
auf die Ukraine 2022 notwendig
war, verordnet er seiner Branche
mehr Tempo beim Ausbau von
Wasser-, Sonnen- und Windkraft
sowie Netzen und Speichern.

„Wir wollen den Krisenmodus
hinter uns lassen“, sagt er am
Dienstag bei seinem ersten Auftritt
in der neuen Funktion in Wien. Es
reiche nicht, Szenarien für die
Energiezukunft auf dem Papier zu
zeichnen, jetzt müsse die Umset-
zung folgen. „Würden Zielsetzun-
gen Strom erzeugen, wären wir mit
der Transformation schon fertig.“
Die Voraussetzungen für den Um-
bau hat der Gesetzgeber aus Sicht
von Oesterreichs Energie mit
dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz
(ElWG) und vor allem mit dem ver-
gangene Woche verabschiedeten
Erneuerbaren-Ausbau-Beschleuni-
gungsgesetz (EABG) geschaffen.

Auch in der Bevölkerung ortet
der neue Branchensprecher mehr
Unterstützung für die größte Trans-
formation des Energiesystems. Das
zeige die jüngste repräsentative
Umfrage von Gallup im Auftrag von
Öesterreichs Energie. Demnach hal-
ten 57 Prozent der Befragten einen
Ausbau der Stromleitungen für nö-
tig, verglichen mit 47 Prozent 2025.
Zusätzliche Erzeugung halten sogar
67 Prozent für erforderlich – eben-
falls deutlich mehr als in den ver-

gangenen drei Jahren –, wobei fast
40 Prozent den Fortgang für zu
langsam halten. Bevorzugt wird
nach wie vor Wasserkraft (83 Pro-
zent) vor Photovoltaik (PV) und Ge-
othermie (77 Prozent) und Wind-
kraft (69 Prozent).

Bei der Akzeptanz der Windener-
gie sei viel passiert, betont Bamin-
ger. „Auch in Salzburg sehen wir,
dass die Leute sagen, es muss etwas
gemacht werden.“ Den Interessen-
konflikten müsse sich die E-Wirt-
schaft stellen, es werde trotz Bür-
gerversammlungen und größtmög-
licher Information Menschen ge-
ben, denen Windräder nicht gefal-
len. Das Thema dürfe man „nicht
verniedlichen“.

Erstmals steht nach den Krisen-
jahren „Leistbarkeit“ an der Spitze
der Erwartungen an die E-Wirt-
schaft, noch vor Versorgungssi-

cherheit. Baminger führt das auf die
hohe Zuverlässigkeit der österrei-
chischen Stromversorgung zurück.
Zudem habe es mit den Marktver-
werfungen der vergangenen Jahre
und den jüngsten Preissenkungen
in der ganzen Branche zu tun.

Günstigere Preise – speziell ab
2027 für die Industrie – und zu-
gleich extrem hohe Investitionen
und immer neue regulatorische
Eingriffe sind seiner Ansicht nach
nicht dauerhaft gleichzeitig dar-
stellbar.

Baminger fordert unter anderem
mehr Transparenz und Flexibilität
bei Stromverträgen und -rechnun-
gen. Sie müsse so gestaltet sein,
dass Kunden Einsparungspotenzia-

le deutlich werden und die Beweg-
lichkeit bei der Wahl von Anbietern
erhöht werde. Dass die Energiever-
sorger den Industriestrompreis
durch geänderte Abschreibungsre-
geln gegenfinanzieren müssen,
sieht Baminger pragmatisch. „Wir
haben hier eine gewisse Resilienz
entwickelt“, sagt er, die Lösung sei
jedenfalls deutlich besser als die –
ebenfalls diskutierte – Einführung
eines Wasserzinses.

Baminger ist für drei Jahre als
Präsident von Oesterreichs Energie
bestellt. Die vergangenen zwei Pe-
rioden hat Verbund-Chef Michael
Strugl als oberster Branchenspre-
cher fungiert. Ihm könnte Bamin-
ger, glaubt man Branchengerüch-
ten, auch an der Spitze von Öster-
reichs größtem Stromkonzern
nachfolgen. Strugls Vertrag läuft
noch bis 2028.

Oesterreichs-Energie-PräsidentMichael Baminger: „Wir wollen Krisenmodus hinter uns lassen.“

WIEN. Vor fünf Monaten hat die
Regierung ihre Industriestrategie
vorgelegt, mit der Österreich die
Abwanderung von Unterneh-
men stoppen und wieder unter
die zehn Top-Industrieländer
der Welt aufsteigen soll. Am
Dienstag hat die Regierung eine
erste Zwischenbilanz zur Umset-
zung der damals angekündigten
117 Maßnahmen gezogen. Ein
gutes Drittel davon sei bereits in
Kraft, hieß es. Weitere Maßnah-
men wurden am Dienstag auf
den Weg gebracht: Das Wirt-
schaftsministerium hat den ers-
ten Teil eines Schlüsseltechnolo-
gie-Beschleunigungsgesetzes in
Begutachtung geschickt, das –
ähnlich wie für erneuerbare
Energie – Genehmigungen von
Projekten in der Umwelttechno-
logie beschleunigen soll. Pro
Bundesland ist eine Ansprech-
stelle geplant. Eingeführt wird
zudem die Kategorie strategi-
scher Projekte, denen eine
„überragendes öffentliches Inte-
resse“ zugestanden wird. Neu ist
auch eine Förderschiene für Pi-
lotanlagen in den neun Schlüs-
seltechnologien. mg

Vorrang für
„saubere“
Technologien
Gesetz soll Projekte in
Schlüsseltechnologien
beschleunigen.

Neuer Vorstand
für Aufsicht des
Finanzmarktes
WIEN. Die Nationalbank (OeNB)
hat mit Oliver Schütz einen neu-
en Co-Vorstand für die Doppel-
spitze der Finanzmarktaufsicht
(FMA) nominiert. Schütz ist ak-
tuell Bereichsleiter Bankenab-
wicklung in der FMA und soll per
1. November Helmut Ettl an der
FMA-Spitze ersetzen, wie die
OeNB am Dienstag mitteilte. Ettl,
der die Behörde zurzeit mit Co-
Vorständin Mariana Kühnel lei-
tet, soll als Exekutivdirektor zum
Internationalen Währungsfonds
(IWF) wechseln. SN,APA
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„Wir brauchenmehr
Tempo beim Ausbau“

Der Preis ist
das Wichtigste
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aufgelesen

Urlaubsland Österreich soll jünger werden

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Sammeln Sie in Einzelarbeit Orte oder Regi-
onen, die Sie interessant finden und die Sie 
gerne näher kennenlernen würden. Es ist dabei 
nicht wichtig, ob ein Besuch derzeit realistisch 
oder geplant ist.

b)	 Begründen Sie die Attraktivität der genannten 
Orte oder Regionen für Sie.

c)	 Vergleichen Sie Ihre Ergebnisse im Plenum und 
bilden Sie gemeinsam Kategorien, denen sich 
die genannten Gründe zuordnen lassen.

d)	 Entwickeln Sie auf Grundlage Ihrer Erkennt-
nisse eine begründete Vermutung darüber, 
welche Merkmale einen Ort oder eine Region 
für junge Menschen besonders attraktiv 
machen.

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch. 

b)	 Beschreiben Sie die Reisegewohnheiten der 
Generation Z. 

c)	 Stellen Sie die Bedeutung der Generation Z für 
den österreichischen Tourismus dar.

d)	 Erläutern Sie die Gründe dafür, dass Österreich 
im Beliebtheitsranking junger Reisender derzeit 
nicht zu den führenden Urlaubsdestinationen 
zählt.

e)	 Analysieren Sie die Maßnahmen, mit denen 
Österreich laut Artikel junge Reisende künftig 
stärker ansprechen möchte.

f)	 Vergleichen Sie die im Artikel dargestellten 
Erwartungen der Generation Z mit Ihren in A) 
entwickelten Vermutungen.

g)	 Beurteilen Sie die Erfolgsaussichten der Bemü-
hungen, Österreich als Urlaubsziel für junge 
Menschen attraktiver zu machen.

s
C) Textproduktion

	 Verfassen Sie einen Meinungsrede.

	 Situation: Ihre Bildungsinstitution veranstaltet 
eine Podiumsdiskussion zum Thema „Tourismus 
in Österreich“. Das Publikum besteht aus Lehr-
kräften, Politikerinnen und Politikern sowie 
Schülerinnen und Schülern. Als Auftakt der 
Diskussion halten Sie eine Rede, für die Sie auch 
einen passenden Titel formulieren. Lesen Sie 
den Artikel „Urlaubsland Österreich soll jünger 
werden“ von Birgitta Schörghofer aus der 
Tageszeitung „Salzburger Nachrichten“ vom 17. 
Juni 2026. Verfassen Sie nun die Meinungsrede 
und bearbeiten Sie dabei die folgenden Arbeits-
aufträge: 
•	 Stellen Sie die zentralen Ergebnisse der im 

Artikel dargestellten Studie dar.
•	 Erläutern Sie die Herausforderungen, vor 

denen Österreich bei der Ansprache junger 
Reisender steht.

•	 Bewerten Sie die im Artikel dargestellten 
Strategien zur Ansprache der Generation Z 
aus Sicht einer jungen Person. 

•	 Appellieren Sie an Verantwortliche im 
Tourismus, Maßnahmen zur stärkeren 
Ansprache junger Reisender umzusetzen.

	 Schreiben Sie zwischen 540 und 660 Wörter.
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen. 


